
Tenor

1. Das Verfahren betreffend die finanzielle Entschädigung im Zusammenhang mit der Entscheidung vom 17. Oktober 
2016, mit der das Amt für „Gebäude, Anlagen und Logistik in Luxemburg“ (OIL) der Europäischen Kommission den 
Einstellungsvertrag von UG kündigte, ist erledigt.

2. Die Kommission trägt neben ihren eigenen Kosten die Hälfte der Kosten von UG. UG trägt die Hälfte ihrer eigenen 
Kosten.

(1) ABl. C 357 vom 23.10.2017.

Beschluss des Gerichts vom 30. Oktober 2020 — Gáspár/Kommission

(Rechtssache T-827/19) (1)

(Anfechtungsklage – Öffentlicher Dienst – Übertragung nationaler Ruhegehaltsansprüche – Nach Ablauf 
der in Art. 90 Abs. 2 des Statuts vorgesehenen Frist von drei Monaten eingereichte Beschwerde – Kein 

entschuldbarer Irrtum – Offensichtliche Unzulässigkeit)

(2021/C 19/52)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Kläger: Norbert Gáspár (Mensdorf, Luxemburg) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt R. Wardyn)

Beklagte: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: B. Mongin und M. Brauhoff)

Gegenstand

Klage nach Art. 270 AEUV auf Aufhebung der Entscheidung des Amtes für die Feststellung und Abwicklung individueller 
Ansprüche (PMO) der Kommission vom 23. Mai 2018, mit der die Übertragung der vom Kläger vor seinem Eintritt in den 
Dienst der Europäischen Union erworbenen Ruhegehaltsansprüche auf die Versorgungsordnung der Organe der Union 
bestätigt wird

Tenor

1. Die Klage wird als offensichtlich unzulässig abgewiesen.

2. Herr Norbert Gáspár trägt die Kosten.

(1) ABl. C 61 vom 24.2.2020.

Beschluss des Gerichts vom 19. November 2020 — Buxadé Villalba u. a./Parlament

(Rechtssache T-32/20) (1)

(Nichtigkeitsklage – Institutionelles Recht – Mitglied des Parlaments – Kenntnisnahme des Parlaments von 
der Wahl zweier spanischer Gewählter zu Mitgliedern des Europäischen Parlaments – Klagebefugnis dreier 
anderer Mitglieder des Europäischen Parlaments – Keine unmittelbare Betroffenheit – Antrag auf Erlass 
eines Feststellungsurteils – Klage, die zum Teil unzulässig ist und zum Teil bei einem Gericht eingebracht 

wurde, das für die Entscheidung darüber offensichtlich unzuständig ist)

(2021/C 19/53)

Verfahrenssprache: Spanisch

Parteien

Kläger: Jorge Buxadé Villalba (Madrid, Spanien), María Esperanza Araceli Aguilar Pinar (Madrid), Hermann Tertsch Del 
Valle-Lersundi (Madrid) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin M. Castro Fuertes)
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